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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Verbände

Jahresrückblick 2020: Verbände

Verschiedene Branchenverbände befürchteten aufgrund der zur Eindämmung des
Coronavirus verhängten Massnahmen drastische Folgen für die durch sie vertretenen
Wirtschaftssektoren. Entsprechend forderten sie während des Lockdowns und danach
bessere Kreditbedingungen oder Ausnahmeregelungen für ihre Branchen:
Beispielsweise forderten die Verbände Hotelleriesuisse und Gastrosuisse vom
Bundesrat einen Erlass der Covid-19-Kredite und eine rasche Wiedereröffnung der
Restaurants und Bars; der Industrieverband Swissmem wollte, dass dringend benötigte
Spezialistinnen und Spezialisten die verhängten Einreisesperren umgehen können.
Unterstützt wurde die Forderung durch Economiesuisse. Beide Verbände erhofften
sich zudem eine Abschaffung der Industriezölle, um Unternehmen finanziell zu
entlasten.
Auch eine Forderung der Unia bezüglich des Lockdowns sorgte für Aufsehen. Weil
gemäss der Gewerkschaft Arbeitnehmende in Industrie und Gewerbe während des
Lockdowns nicht ausreichend geschützt waren – ein Banker könne etwa im Homeoffice
arbeiten und dadurch die vom Bund empfohlenen Hygiene- und Abstandsregeln gut
einhalten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Industrie, im Detailhandel, im
Gewerbe oder auf dem Bau müssten weiterhin ungeschützt ihren beruflichen
Tätigkeiten nachgehen –, forderte Unia-Chefin Vania Alleva landesweit eine Schliessung
von Baustellen und Betrieben, bis auch dort umsetzbare und greifende
Schutzmassnahmen und -konzepte erarbeitet worden seien. Seitens der Tagespresse
musste sich Alleva aufgrund der hohen Kosten, welche diese Massnahme für Industrie
und Gewerbe mit sich gebracht hätte, teils scharfen Vorwürfen stellen. 

Abseits von Corona ging das Verbandswesen seinen gewohnten Gang. So kam es
beispielsweise zu Personalmutationen (nicht abschliessende Auflistung): Jacques
Bourgeois trat Ende März nach fast zwei Jahrzehnten von seinem Amt als Direktor des
Schweizerischen Bauernverbands (SBV) zurück und wurde von Martin Rufer abgelöst.
Flavia Kleiner gab ihr Amt als Co-Präsidentin bei Operation Libero per 20. Juni ab,
nachdem sie dieses seit der Gründung der Bewegung 2014 innegehabt hatte, zuletzt
zusammen mit Laura Zimmermann. Ihre Nachfolge trat Stefan Manser-Egli an. Einen
Wechsel gab es auch bei Economiesuisse, hier trat Christoph Mäder per 1. Oktober die
Nachfolge des bis dahin amtierenden Economiesuisse-Präsidenten Heinz Karrer an.
Karrer hatte zuvor zwölf Jahre im Vorstand des Wirtschaftsverbands geamtet, sieben
davon als Präsident. Ebenfalls im Oktober wurde am Gewerbekongress in Freiburg der
Tessiner Fabio Regazzi (cvp) als neuer Präsident des Schweizerischen
Gewerbeverbandes (SGV) bestätigt, Diana Gutjahr (svp, TG) wurde in den Vorstand
gewählt. Gemäss NZZ wäre die Wahl Gutjahrs anstelle Regazzis wünschenswert
gewesen, denn sie, so analysierte die Zeitung, hätte unter anderem in Anbetracht der
tiefen Frauenquote beim SGV frischen Wind in den Verband gebracht.

Ferner fanden 2020 mehrere Volksabstimmungen statt. Auch die Verbände nahmen zu
den Anliegen Stellung und fassten Parolen.
Medienwirksam diskutiert wurde die von der AUNS zusammen mit der SVP lancierte
Begrenzungsinitiative. Sowohl die grossen Wirtschaftsverbände – vertreten durch den
SGV und Economiesuisse – als auch die Arbeitnehmerverbände – vertreten durch den
Schweizerischen Gewerkschaftsbund (SGB), Travail.Suisse sowie die Gewerkschaften
Unia, Syna und VPOD – lehnten die Initiative ab. Ein besonders wichtiges
Gegenargument war die Befürchtung einer Kündigung des
Personenfreizügigkeitsabkommens mit der EU, die eine Annahme der Initiative
womöglich zur Folge gehabt hätte. 
Die grossen Schweizer Wirtschaftsdachverbände Economiesuisse, der Schweizerische
Arbeitgeberverband (SAV), der SGV sowie der SBV fassten ferner gemeinsam die Nein-
Parole zur ebenfalls viel diskutierten Konzernverantwortungsinitiative, über die im
November abgestimmt wurde. Diese verlangte, dass Unternehmen rechtlich belangt
werden können, sollten diese oder ihre Tochterfirmen im Ausland gegen geltende
Menschenrechte und Umweltstandards verstossen. Die Wirtschaft, so hiess es seitens
der Verbände, stehe ohne Wenn und Aber zu den Menschenrechten und
Umweltstandards, doch, so die Argumentation, würde eine Annahme der Initiative
Betroffenen im Ausland kaum helfen, zu Rechtsunsicherheit führen und dabei die
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Schweizer Wirtschaft unter Generalverdacht stellen. Der Gegenvorschlag, welcher bei
Ablehnung der Initiative in Kraft treten würde und anstelle von rechtlichen
Konsequenzen mehr Transparenz forderte, genoss von den Verbänden Unterstützung.
Eine noch grössere Anzahl an Verbänden und insbesondere NGOs stand hingegen für
die Initiative ein: Amnesty International, Greenpeace, Swissaid oder die Gesellschaft für
bedrohte Völker gehörten zu den Trägerorganisationen der
Konzernverantwortungsinitiative. Die Operation Libero, die Unia, der WWF, Terre des
Femmes, der SGB und zahlreiche weitere Umweltschutz-, Menschenrechts- und
Arbeitsrechtsorganisationen sicherten dem Anliegen ihre Unterstützung zu.

Auch historische Jubiläen konnten im Coronajahr begangen werden: Die
Dachorganisation für lokale und regionale Behindertenorganisationen Pro Infirmis
feierte ihr 100-jähriges Bestehen; Economiesuisse konnte diese Zahl gar noch
überbieten: Seit 150 Jahren gibt es den Dachverband der Schweizer Wirtschaft,
wenngleich nicht immer in gleicher Form wie heute.

Zu Jahresbeginn erreichte der Anteil der Zeitungsberichte zum Thema «Verbände»
gemessen an allen anderen 2020 durch Année Politique Suisse erfassten Berichte
seinen höchsten Wert und sank dann, mit einem erneuten leichten Anstieg im Sommer,
bis Ende Jahr deutlich ab. Am stärksten in den Medienberichterstattungen vertreten
waren die Industrieverbände sowie die Gewerkschaften und Arbeitnehmerverbände.
Ebenfalls öfters Thema der medialen Berichterstattung waren die Gewerbeverbände,
wenig vertreten waren hingegen die Landwirtschaft und die übrigen
Arbeitgeberverbände. 1

Jahresrückblick 2021: Verbände

2021 wurde die Verbandslandschaft in der Schweiz wie schon im Vorjahr wesentlich
durch das Coronavirus und die Massnahmen zu dessen Bekämpfung geprägt. So
versuchten die Dachverbände der Arbeitgebenden und der Gewerkschaften wie auch
zahlreiche Branchenverbände wiederholt mit Positionsbezügen auf die Pandemiepolitik
der Behörden Einfluss zu nehmen. Während in der Unterstützung für Hilfsgelder und
Kurzarbeit im Grossen und Ganzen Einigkeit zwischen Gewerkschaften und Verbänden
der Arbeitgebenden aus verschiedenen Branchen herrschte, traten bei anderen
Massnahmen deutliche Interessengegensätze zutage. Besonders stark profilierte sich in
der Öffentlichkeit GastroSuisse mit seinem Präsidenten Casimir Platzer, der sich im
Frühjahr immer wieder mit markigen Worten gegen die Schliessung der Innenräume von
Gastbetrieben und im Herbst gegen die Zertifikatspflicht in Restaurants äusserte. Diese
Forderungen brachten Platzer nicht nur mit manchen Gegenstimmen aus den eigenen
Reihen in Konflikt, sondern auch mit Economiesuisse und dem Schweizer
Arbeitgeberverband (SAV): Die beiden Dachverbände befürworteten die
Zertifikatspflicht, forderten aber vom Bundesrat verbindliche Aussagen darüber, ab
welchen Impfquoten er welche Lockerungsschritte ausrufen werde. Der
Gewerbeverband (SGV) gab wie der SAV und Economiesuisse bei beiden Abstimmungen
über das Covid-19-Gesetz die Ja-Parole heraus, markierte aber ansonsten grössere
Distanz zu den Massnahmen des Bundes.
Auch die Gewerkschafts-Dachverbände SGB und Travail.Suisse unterstützten die
beiden Covid-Vorlagen. Darüber hinaus wiesen die Gewerkschaften immer wieder auf
die zentrale Bedeutung der Kurzarbeit, des Erwerbsersatzes und der
Unterstützungsgelder für betroffene Unternehmen hin, um die sozialen und
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie zu begrenzen. Mit der Argumentation, dass ein
vorsichtiger Weg letztlich schneller aus der Krise führe, mahnten SGB und Travail.Suisse
bei Diskussionen über Massnahmenlockerungen meist zu behutsamen Schritten. Zu
ihren Hauptforderungen zählten im Weiteren die Umsetzung und Kontrolle von
Schutzkonzepten am Arbeitsplatz sowie die Sicherstellung der Fürsorgepflicht der
Arbeitgebenden auch im Homeoffice.

Eine strikte oder sogar absolute Beachtung individueller Freiheitsrechte und ein
verhältnismässiges Vorgehen des Staats gehörten zu den Hauptforderungen mehrerer
politischer Gruppierungen, die im Zuge der Proteste gegen die Covid-19-Massnahmen
entstanden und in der öffentlichen Debatte teilweise starke Beachtung fanden. Zu den
prominentesten dieser neuen Organisationen zählten die «Freunde der Verfassung»,
die im Herbst 2021 bereits über 12'000 Mitglieder zählten und die gleich bei mehreren
Referenden und Initiativen eine bemerkenswerte Fähigkeit zum Sammeln von
Unterschriften an den Tag legten. Weitere Organisationen, die sich zu Sprachrohren der
Covid-Protestbewegung entwickelten, waren die an die jüngere Generation gerichtete

BERICHT
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Gruppierung «Mass-voll!», das «Aktionsbündnis Urkantone für eine vernünftige
Corona-Politik» sowie die «Freiheitstrychler». Auch wenn es zwischen diesen
Organisationen bisweilen Differenzen über Inhalte und Stil gab, waren sie in ihrer
Opposition gegen das Covid-19-Gesetz und gegen dessen zweite Revision geeint; sie
unterlagen indessen in beiden Volksabstimmungen klar.

Aber auch unabhängig von der Pandemie machten Verbände und Organisationen im
Jahr 2021 von sich reden, so beispielsweise die Operation Libero, die sich gleich zu
Beginn des Jahres mit einem medienwirksamen Crowdfunding erfolgreich aus einem
Engpass bei der Finanzierung ihrer Fixkosten befreite, im Oktober mit Sanija Ameti eine
profilierte neue Co-Präsidentin präsentierte und kurz darauf zusammen mit den
Grünen eine Volksinitiative für eine engere Zusammenarbeit der Schweiz mit der EU
ankündigte.

Eher gegen den eigenen Willen geriet im Herbst die Gewerkschaft Unia in die
Schlagzeilen, weil der beträchtliche Umfang ihres Vermögens bekannt wurde. Die Unia
musste sich in der Folge gegen verschiedene Kritikpunkte verteidigen. Die Diskussion
befeuerte aber auch übergeordnete Debatten, die bereits davor am Laufen gewesen
waren, namentlich jene um eine angemessene Transparenz in der Politikfinanzierung
und jene um eine korrekte Abgeltung der Sozialpartner für ihre quasistaatlichen
Aufgaben bei der Kontrolle der Einhaltung allgemeinverbindlicher
Gesamtarbeitsverträge.

Auf der Seite der Arbeitgeber-Dachverbände bekannten sich Economiesuisse, der SGV
und der SAV 2021 zum Ziel, in Zukunft eine stärkere und harmonischere
Zusammenarbeit zugunsten der gemeinsamen Interessen zu pflegen. Das Bekenntnis ist
als Neuanlauf zu werten, nachdem in den Vorjahren – etwa vor der Abstimmung zur
Konzernverantwortungsinitiative Ende 2020 – beträchtliche Spannungen zwischen SGV
und Economiesuisse zutage getreten waren und sich die Wirtschaftsverbände bei
verschiedenen Volksabstimmungen nur mit Mühe oder gar nicht hatten durchsetzen
können. Dasselbe war im Jahr 2021 namentlich bei den Abstimmungen über das
Freihandelsabkommen mit Indonesien und das E-ID-Gesetz der Fall.

Auch andere Verbände engagierten sich mit wechselndem Erfolg in
Abstimmungskämpfen. So konnte etwa der Bauernverband nach einer von ihm
angeführten Kampagne, die zu einer aussergewöhnlich starken Mobilisierung der
ländlichen Bevölkerung beitrug, im Juni die Ablehnung der Trinkwasserinitiative und der
Pestizidinitiative feiern. Intern gespalten war bei der Parolenfassung zur
Trinkwasserinitiative der Interessenverband der biologischen Landwirtschaft BioSuisse,
eine Mehrheit seiner Delegierten entschied sich schliesslich für eine Nein-Empfehlung;
die Pestizidinitiative wurde von BioSuisse hingegen unterstützt. Bei der Ablehnung des
CO2-Gesetzes gehörten Verbände des Autogewerbes und der Erdölindustrie, der
Hauseigentümerverband und GastroSuisse zu den Siegern. Die Gewerkschaften
wiederum konnten mit der Ablehnung des E-ID-Gesetzes und der Annahme der vom
Berufsverband der Pflegefachleute (SBK) lancierten Pflegeinitiative Erfolge feiern; dies
ist umso bemerkenswerter, als davor noch nie in der Schweizer
Abstimmungsgeschichte eine gewerkschaftlich initiierte Volksinitiative an der Urne
angenommen worden war. Auf ähnlich erfolgreiche Kampagnen in der Zukunft hoffen
nebst der Operation Libero mit der oben erwähnten Europainitiative auch GastroSuisse
mit seiner im März angekündigten Volksinitiative für «gerechte Entschädigungen» in
künftigen Pandemiefällen sowie die GSoA mit ihrer Volksinitiative «Stopp F-35», welche
die vom Bund geplante Beschaffung von Kampfflugzeugen des Typs F-35 unterbinden
soll und für die 2021 bereits die Unterschriftensammlung begann.

Der Anteil der Verbände an der Presseberichterstattung bewegte sich 2021 auf
ähnlichem Niveau wie in den beiden Vorjahren (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). Im Jahresverlauf nahmen Verbände zwischen
September und November am meisten Raum ein (vgl. Abbildung 1). Dies hatte zum einen
mit der Berichterstattung zum Unia-Vermögen und zum SBK als Initiant der
Pflegeinitiative zu tun. Noch mehr trug die Kategorie «Andere Verbände» bei, von
denen neben der Operation Libero und GastroSuisse vor allem Gruppierungen der
Klimabewegung – unter anderem mit Protestaktionen von Extinction Rebellion und
einer Klage der Klimaseniorinnen – in der Presse von sich reden machten. 2
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Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Die Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) konnte am 12. September in
Anwesenheit des international bekannten Friedensforschers Johan Galtung ihr
10jähriges Bestehen feiern. Ihre erfolgreiche Kampagne für die Volksinitiative gegen die
Beschaffung von neuen Kampfflugzeugen hatte sich auch sehr positiv auf den
Mitgliederbestand ausgewirkt, der auf über 30'000 anstieg.

Auf ähnliche Weise profitierte die Aktion für eine unabhängige Schweiz (AUNS), welche
den EWR-Vertrag vehement bekämpfte, von den Instrumenten der direkten
Demokratie. Diese 1986 aus dem Abstimmungskomitee gegen den UNO-Beitritt
hervorgegangene und heute von Nationalrat Blocher (svp, ZH) präsidierte Organisation
konnte ihren Mitgliederbestand im Verlauf der Abstimmungskampagne gegen den EWR
auf rund 16'000 verdoppeln. 3

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 18.11.1992
HANS HIRTER

Die Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) erlitt, nach dem fulminanten Erfolg bei
der Unterschriftensammlung im Vorjahr für die Volksinitiative gegen den Kauf von F/A-
18-Flugzeugen, eine bittere Enttäuschung bei der Volksabstimmung, wo sie nur bei
42% der Stimmenden Unterstützung fand. Die Mitgliederzahl konnte zwar durch die
Aktion um rund 10'000 auf 35'000 gesteigert werden, der Grossteil dieser
Neumitglieder war aber bereits während der Unterschriftensammlung und nicht erst im
Verlauf der Abstimmungskampagne beigetreten. Nach der Abstimmung war eine
gewisse Ratlosigkeit über die zukünftige Strategie nicht zu verkennen. An einer
Vollversammlung im September beschloss die GSoA, von weiteren Volksinitiativen für
den Moment abzusehen und die Kräfte auf friedenspolitische Aktivitäten im
ehemaligen Jugoslawien zu konzentrieren. 4

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 13.09.1993
HANS HIRTER

Die von Nationalrat Blocher (svp, ZH) präsidierte und gut 18'000 Mitglieder zählende
Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (AUNS) setzte sich mit Erfolg gegen
die Bildung eines Kontingents von schweizerischen Blauhelmen ein. 
Mit der Aufnahme des freisinnigen Nationalrats Miesch (BL) in den Vorstand gelang es
ihr, die vor der EWR-Abstimmung erfolgten Austritte prominenter bürgerlicher Politiker
(unter anderen die beiden Freisinnigen Mühlemann (TG) und Bonny (BE) sowie Oehler
(cvp, SG)) einigermassen zu kompensieren.
Der neue GATT-Vertrag fand auch bei der AUNS Unterstützung, da es sich dabei um ein
Handelsabkommen mit einem klar beschränkten rechtlichen Rahmen und nicht um ein
supranationales Gebilde handle. 5

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 20.12.1994
HANS HIRTER

Die vom Zürcher Nationalrat Blocher (svp) präsidierte Aktion für eine unabhängige und
neutrale Schweiz (AUNS) zeigte weiterhin ihre Muskeln. An ihrer Mitgliederversammlung
vom 6. Mai in Bern erhielt die Leitung die Kompetenz, zu drei Bereichen das
Referendum zu ergreifen: den bilateralen Verhandlungen mit der EU (falls diese
unbefriedigend ausfallen und insbesondere die Personenfreizügigkeit oder die Aufgabe
der 28-Tonnen-Limite im Strassenverkehr beinhalten), der Ratifizierung der
Europäischen Sozialcharta sowie der Regierungsreform mit Staatssekretärstellen.
Gelegenheit zur Ausführung dieser Aufträge bot sich bereits im Berichtsjahr. Das noch
vor Jahresende zustandegekommene Referendum gegen die Staatssekretäre wurde von
der AUNS massgeblich mitgetragen. 

Nicht besonders gut bekam dem freisinnigen Nationalrat Miesch (BL) sein Engagement
bei der AUNS, in deren Vorstand er voriges Jahr gewählt worden war. Die Delegierten
der FDP von Basel-Land beschlossen, ihn – nicht zuletzt wegen seinen Positionen in der
Aussen- und in der Asylpolitik – nicht mehr zu nominieren. Er erreichte dann auf einer
eigenen Liste zwar einen Stimmenanteil von 6,4%, was aber zu einer Wiederwahl nicht
ausreichte. 6

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 06.05.1995
HANS HIRTER
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Die Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) beschloss, einen neuen Anlauf zur
Erreichung ihres Ziels einer Auflösung der Armee zu unternehmen. Ende März fällte sie
an einer Vollversammlung mit 60:8 Stimmen den Grundsatzentscheid, die Lancierung
von zwei neuen Volksinitiativen in Angriff zu nehmen. Die erste will die bewaffnete
Landesverteidigung abschaffen und Aktionen der zivilen Friedenssicherung im In- und
Ausland fördern. Die zweite will auf freiwilliger Grundlage einen Zivildienst für
unterschiedliche Einsätze errichten. Diesem Entscheid vorangegangen war eine
Kontroverse zwischen vorwiegend, aber nicht nur jüngeren Aktivisten und prominenten
Gründungsmitgliedern der GSoA (unter anderem Nationalrat Andreas Gross, sp, ZH).
Letztere hatten sich gegen diese Initiativen ausgesprochen, da ihrer Meinung nach die
Bedeutung der Armee ohnehin stark am schwinden ist, und diese Vorstösse eine
Gegenbewegung bei den Armeebefürwortern auslösen könnten, welche diesen
Erosionsprozess verlangsamen würde. Die beiden Initiativen sind im Berichtsjahr noch
nicht lanciert worden. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.03.1996
HANS HIRTER

Die vom Zürcher Nationalrat Blocher (svp) präsidierte Aktion für eine unabhängige und
neutrale Schweiz (AUNS) versuchte, sich vom Beigeschmack eines Sammelbeckens für
Rechtsextreme zu befreien. Noch vor Jahresbeginn hatte sie einige notorische
Antisemiten ausgeschlossen resp. zum Austritt aufgefordert. 

An ihrer Jahresversammlung gab die rund 16'000 Mitglieder und weitere 6'500 Gönner
und Sympathisanten zählende AUNS bekannt, dass sie zur Bestreitung von
Abstimmungskämpfen mehr als 2 Mio CHF angehäuft habe. Der Bestand dieser
Kriegskasse dürfte auch nach der erfolgreichen Kampagne der AUNS gegen die
zusätzlichen Staatssekretärposten im Rahmen der Regierungs- und Verwaltungsreform
noch weitgehend intakt sein. Da sich die Befürworter dieser Vorlage nur zaghaft
engagierten, war auch von seiten der AUNS keine aufwendige Kampagne erforderlich.

Im Vorstand der AUNS sitzen neben Blocher als Vizepräsidenten die beiden ehemaligen
NR Eisenring (cvp, ZH) und Miesch (ex-fdp, BL) sowie u.a. die amtierenden NR Fehr (svp,
ZH), Moser (fp, AG) und Steffen (sd, ZH) und die ehemaligen NR Graf (ex-svp, ZH) und
Schalcher (evp, ZH). 8

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 13.05.1996
HANS HIRTER

Die von Christoph Blocher (svp, ZH) präsidierte und auf rund 30'000 Mitglieder
angewachsene Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (AUNS) erhielt im
Frühjahr mit Nationalrat Hans Fehr (svp, ZH) einen neuen Geschäftsführer. Fehr hatte
sich bisher als Sekretär der stark expandierenden SVP des Kantons Zürich einen Namen
als guten Organisator und politischen Hardliner gemacht. 9

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 09.05.1998
HANS HIRTER

Die Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (AUNS), welche nach eigenen
Angaben über eine Kriegskasse von knapp 4 Mio Fr. verfügt, rüstete sich für einen
weiteren Abstimmungskampf. Noch bevor der Bundesrat seine Botschaft über
bewaffnete Armeeeinsätze im Ausland verabschiedet hatte, beschloss sie an ihrer
Jahresversammlung vom 8. Mai in Bern, einen allfälligen zustimmenden Entscheid des
Parlaments mit dem Referendum zu bekämpfen.

Keine Unterstützung durch den AUNS-Vorstand fand das von den SD und der Lega dei
Ticinesi lancierte Referendum gegen die bilateralen Verträge mit der EU. Sowohl AUNS-
Sekretär Fehr als auch Präsident Blocher (beide svp, ZH) beurteilten die Abkommen
zwar negativ, sprachen sich aber gegen eine Teilnahme der AUNS an der
Referendumskampagne aus, da die Neutralität und die Souveränität der Schweiz durch
die Verträge nicht beeinträchtigt würden. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.10.1999
HANS HIRTER

Die Neue Europäische Bewegung Schweiz (Nebs) wählte Nationalrätin Christa
Markwalder (fdp, BE) anstelle des ebenfalls freisinnigen Waadtländer Nationalrats Yves
Christen zur Präsidentin. Ziel der aus der Fusion verschiedener
integrationsfreundlicher Gruppen hervorgegangenen Nebs bleibt ein möglichst rascher
Beitritt der Schweiz zur EU. Im Herbst lancierte die Nebs eine Kampagne, welche mit
Hilfe der im Vergleich zur EU hohen Schweizer Konsumentenpreise den Vorteil eines
EU-Beitritts schmackhaft machen wollte. 11

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 27.06.2006
HANS HIRTER
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Der Versuch einer Palastrevolution in der vor zwanzig Jahren gegründeten AUNS
scheiterte sang- und klanglos. Ein einzelnes Mitglied hatte in Zeitungsinseraten dafür
geworben, dass sich die AUNS von ihrer engen Verbindung mit der SVP lösen solle. Der
Kritiker hatte erfolglos zuhanden der Mitgliederversammlung vom 6. Mai eine
Statutenänderung beantragt, welche die Wahl von Parteimitgliedern in den Vorstand
untersagt hätte (zur Zeit gehören sowohl der Präsident Schwander (ZG) als auch der
Geschäftsführer Fehr (ZH) der SVP-Nationalratsfraktion an). 12

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 28.10.2006
HANS HIRTER

Die AUNS beschloss an ihrer Delegiertenversammlung vom 28. April die Lancierung
einer Volksinitiative für ein obligatorisches Staatsvertragsreferendum; sie hat im
Berichtsjahr die Unterschriftensammlung allerdings noch nicht gestartet. 13

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 28.04.2007
HANS HIRTER

Die Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA), welche im Berichtsjahr ihr 25jähriges
Bestehen feierte, reichte im Oktober ihre Volksinitiative für ein Verbot von
Kriegsmaterial-Exporten ein. 14

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.10.2007
HANS HIRTER

Die AUNS lancierte im März ihre im Vorjahr beschlossene Volksinitiative für eine
Ausweitung des obligatorischen Staatsvertragsreferendums. Über völkerrechtliche
Verträge, die eine multilaterale Rechtsvereinheitlichung herbeiführen, und über
Beitritte zu internationalen Organisationen, die bisher beide dem fakultativen
Referendum unterstellt waren, soll neu obligatorisch abgestimmt werden. Dies hätte
neben dem Verzicht auf eine Unterschriftensammlung der Gegner auch zur
Konsequenz, dass für diese Beschlüsse in Zukunft nicht mehr bloss das Volks- sondern
auch das Ständemehr erforderlich wäre. Im gleichen Anlauf möchte die AUNS zudem
ein obligatorisches Finanzreferendum einführen für neue einmalige Ausgaben von mehr
als 1 Mia Fr. oder neue wiederkehrende Ausgaben von mehr als 100 Mio Fr. pro Jahr. 15

ANDERES
DATUM: 15.03.2008
HANS HIRTER

Auch die Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) nutzte im Berichtsjahr die
Volksrechte. Sie lancierte im Juni eine Volksinitiative, welche es der Schweiz bis Ende
2019 untersagen will, neue Kampfflugzeuge zu beschaffen. 16

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.05.2008
HANS HIRTER

Heftig umstritten in der AUNS war, ob sie sich an dem von den Schweizer Demokraten,
der Jungen SVP und der Lega ergriffenen Referendum gegen die Weiterführung und
Ausweitung des Personenfreizügigkeitsabkommens mit der EU beteiligen soll.
Nachdem sie zuerst eine Beteiligung angekündigt hatte, vollzog sie, wie auch die SVP,
eine Kehrtwende. AUNS-Präsident Schwander (svp, SZ) beklagte sich in der Folge über
den zu grossen Einfluss von SVP-Politikern im Vorstand der AUNS, welche auch
verhindert hatten, dass den AUNS-Mitgliedern Unterschriftenbogen für das
Referendum zugestellt wurden. Nachdem das Referendum ohne ihre Mithilfe zustande
gekommen war, fasste die AUNS, wie später auch die SVP, die Nein-Parole zur
Personenfreizügigkeit. 17

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.12.2008
HANS HIRTER

Im September reichte die AUNS ihre Volksinitiative für eine Ausweitung des
obligatorischen Staatsvertragsreferendums und für ein obligatorisches
Finanzreferendum für grössere Ausgaben im Rahmen von internationalen Verträgen
ein. 18

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.09.2009
HANS HIRTER

Der Verein Marche blanche, welcher die im Vorjahr erfolgreiche Volksinitiative für die
Nichtverjährung von sexuellen Straftaten an Kindern eingereicht hatte, lancierte eine
neue Volksinitiative mit dem Titel „Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten
dürfen“. 19

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.10.2009
HANS HIRTER
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Die Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) reichte im Juni ihre Volksinitiative
gegen die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge ein. Am 29. November erlitt sie in der
Volksabstimmung über ihre Initiative für ein Kriegsmaterialexportverbot eine deutliche
Niederlage. Nur 32% der Bürgerinnen und Bürger stimmten dem Begehren zu. Die Vox-
Analyse zeigte, dass der Vorstoss der GSoA nur gerade von Personen, die sich zur
äusseren Linken zählen, vorbehaltlos unterstützt wurde. Obwohl die SP die Ja-Parole
ausgegeben hatte, legten mehr als 40% ihrer Sympathisanten ein Nein in die Urne. 20

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.11.2009
HANS HIRTER

Die Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) lancierte im Berichtsjahr eine
Initiative zur Abschaffung der allgemeinen Wehrpflicht und sammelte innerhalb von
sieben Wochen bereits ein Viertel der benötigten Unterschriften. 21

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.08.2010
MARC BÜHLMANN

Nach zwölf Jahren trat Hans Fehr (svp, ZH) als Geschäftsführer der Aktion für eine
unabhängige und neutrale Schweiz (Auns) zurück. Als Nachfolger wurde Werner
Gartenmann eingesetzt. Der Präsident der Auns Pirmin Schwander kündigte an, die
Kräfte, die ähnliche Ziele wie die Auns verfolgten (z.B. Pro Libertate, Young4Fun),
administrativ bündeln zu wollen. 22

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 20.09.2010
MARC BÜHLMANN

Bei ihrem Kongress in Lausanne verabschiedete die Unia eine Resolution, die den
besseren Schutz von Gewerkschaftern in der Arbeitswelt forderte . 23

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.12.2010
MARC BÜHLMANN

Die Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (Auns) reichte 2010 die
Staatsvertrags-Initiative ein, welche im Berichtsjahr von beiden Räten zur Ablehnung
empfohlen wurde. Im September lancierte die Auns zudem eine Neutralitäts-Initiative,
für welche die Unterschriftensammlung noch im Berichtjahr startete.  Im Zentrum der
Vorstösse steht laut Auns die Schweizerische Souveränität. 24

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.12.2011
DEBORA SCHERRER

Die 2010 von der Gruppe Schweiz ohne Armee (GSoA) lancierte Initiative zur
Abschaffung der allgemeinen Wehrpflicht wurde bis zum Ende des Berichtsjahres noch
nicht eingereicht, da die Sammelfrist erst im Januar 2012 abläuft. 25

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2011
DEBORA SCHERRER

Die Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (Auns) hatte im Berichtsjahr
gleich mehrere Niederlagen zu verkraften: Ihre Initiative „Staatsverträge vors Volk“
scheiterte im Sommer an der Urne. Im Oktober kam zudem das Referendum gegen die
Steuerabkommen mit Deutschland, Österreich und Grossbritannien nicht zustande,
welches die Auns zusammen mit der Lega dei Ticinesi, der Jungen SVP und den
Jungsozialisten ergriffen hatte. Präsident Pirmin Schwander (svp, SZ) bot daraufhin
seinen Rücktritt an. Ob dieser tatsächlich erfolgen würde, war Ende Berichtsjahr noch
nicht entschieden. 26

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 08.10.2012
JOHANNA KÜNZLER

Die Volksinitiative „Ja zur Aufhebung der Wehrpflicht“ der Gruppe Schweiz ohne Armee
(GSoA) kam im Januar mit 106 995 gültigen Unterschriften zustande. Der Nationalrat
empfahl sie dem Volk Ende Jahr zur Ablehnung. 27

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.12.2012
JOHANNA KÜNZLER

Die Aktion für eine unabhängige Schweiz (Auns) scheiterte im Sommer mit einer Klage
beim Bundesgericht. Sie hatte sich dagegen gewehrt, dass ein Teil der Unterschriften
für ihr Referendum gegen das Steuerabkommen mit Grossbritannien von der
Bundeskanzlei nicht akzeptiert worden war: Die Unterschriften waren nach Ablauf der
staatlichen Frist eingereicht worden, da diverse Genfer Gemeinden sie nach der
Beglaubigung nicht auf schnellstmöglichem Weg, sondern per B-Post zurückgeschickt
hatten. Wären die Unterschriften rechtzeitig bei der AUNS angelangt, hätte diese das
notwendige Quorum von 50 000 Referendumsbefürwortenden erreicht. Das
Bundesgericht urteilte, dass sich die Bundeskanzlei korrekt verhalten habe: Es sei Sache
der Referendumskomitees, solche Pannen zu antizipieren und entsprechend genügend
Zeit einzuplanen. 28

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 06.06.2013
JOHANNA KÜNZLER
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Im September lehnte das Stimmvolk die Initiative der Gruppe Schweiz ohne Armee
(GSoA) zur Abschaffung der Wehrpflicht mit äusserst deutlichen 73,2% ab. Laut
Exponenten der Organisation habe man die Niederlage zwar erwartet, war aber doch
geschockt über das Ausmass der Zurückweisung. Die NZZ kommentierte, dass der
schweizerischen Friedensbewegung neue Köpfe fehlen würden: Sie könne für ihre
Anliegen nicht mehr so stark mobilisieren wie noch in den 1980er Jahren. Auch die
linken Parteien hätten die GSoA im Abstimmungskampf kaum unterstützt. Man müsse
sich daher fragen, ob die Leitung der Kampagne gegen die Beschaffung neuer
Kampfflugzeuge einer derart angeschlagenen Interessengruppe anvertraut werden
sollte. 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.09.2013
JOHANNA KÜNZLER

Im Frühling 2015 wurde von einer Koalition aus Wirtschaft und Politik der Verein Vorteil
Schweiz gegründet mit dem Ziel, die bilateralen Verträge mit der EU zu erhalten. Vorteil
Schweiz wolle eine Koordinationsfunktion wahrnehmen und damit eine Verzettelung
jener Gruppierungen verhindern, die sich nach dem Ja zur
Masseneinwanderungsinitiative für die Rettung der bilateralen Verträge einsetzten,
sagte Mitinitiant und BDP-Nationalrat Hans Grunder gegenüber dem Tagesanzeiger.
Neben anderen Nationalräten aus den Parteien FDP, CVP, SP, GLP und Grüne wird der
Verein auch von zahlungskräftigen Vertretern aus der Wirtschaft unterstützt, wie etwa
von Unternehmer Jobst Wagner, der Unternehmerin Nicole Loeb oder dem Milliardär
Hansjörg Wyss. 30

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.04.2015
SAMUEL BERNET

Nachdem 2015 ein Dutzend Personen das Schweizer Pendant zur deutschen Bewegung
Pegida gegründet und die Städte Basel und Frauenfeld erfolglos um
Demonstrationsbewilligungen ersucht hatte, blieben auch 2016 sämtliche
Kundgebungsversuche von Pegida Schweiz ohne Erfolg. Zwar erteilten die Stadtbasler
Behörden dem Verein im Januar eine Bewilligung für eine Demonstration, nachdem
jedoch gewaltbereite Gruppierungen aus rechts- und linksextremen Kreisen ihre
Teilnahme an jener Kundgebung respektive an einer Gegenkundgebung angekündigt
hatten, wurde die Bewilligung aus Sicherheitsgründen wieder entzogen. Alle weiteren
Gesuche für Demonstrationen in den Städten Aarau, Frauenfeld und Luzern wurden von
den jeweiligen Behörden ebenfalls nicht bewilligt. Auch wenn Pegida Schweiz-Präsident
Mike Spielmann, Mitglied der rechten Kleinstpartei Direktdemokratische Partei, in der
Folge unbewilligte Demonstrationen angekündigt hatte, kam es nie zu einer solchen.
Gegenüber der NZZ sagte ein Beobachter der rechtsextremen Szene, Pegida Schweiz
verfüge über eine geringe Mobilisierungsfähigkeit und sei in erster Linie ein
„aufgeblasenes Medienprodukt“. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.01.2016
SAMUEL BERNET

Anfangs Oktober 2015 war bekannt geworden, dass Peter Grünenfelder, seit 2004
Staatsschreiber des Kantons Aargau, neuer Direktor von Avenir Suisse werden würde.
Der Zürcher löste im April 2016 den bisherigen Direktor Gerhard Schwarz ab, der nach
vollendetem 65. Lebensjahr in Pension ging. Dass die Wahl des Stiftungsrats auf
Grünenfelder gefallen war, überraschte die Medien, da der von Unternehmen getragene
Think Tank Avenir Suisse fortan von einer Person geführt werden würde, deren
bisherige berufliche Laufbahn fast ausschliesslich in der Verwaltung verlaufen war.
Insgesamt war das mediale Echo aber äusserst positiv, da dem „Modernisierer“
Grünenfelder als Staatsschreiber ein wesentlicher Beitrag an der Entwicklung des
Kantons Aargau zum Wirtschafts- und Forschungsstandort zugeschrieben wurde. 32

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.04.2016
SAMUEL BERNET

Am 14. Oktober 2017 trat ProTell, die Gesellschaft für ein freiheitliches Waffenrecht, in
den Fokus der Öffentlichkeit, weil bekannt wurde, dass Bundesratskandidat Ignazio
Cassis (fdp, TI) im September 2017, rund eine Woche vor seiner Wahl in den Bundesrat,
dem Verein beigetreten war. ProTell hatte die drei FDP-Bundesratskandidaten Pierre
Maudet (GE, fdp), Isabelle Moret (fdp, VD) und Ignazio Cassis vor der Bundesratswahl zu
ihrer Haltung zum Waffenrecht befragt und sie eingeladen, Vereinsmitglied zu werden.
Cassis hatte dem Verein mitgeteilt, dass er gerne Mitglied werde, und war ProTell am 11.
September 2017 beigetreten, wie der Generalsekretär von ProTell, Robin Udry, der
Nachrichtenagentur SDA mitteilte. Brisant war diese Meldung, weil ProTell vehement die
Übernahme der verschärften EU-Waffenrichtlinie bekämpft und bei deren Nicht-
Übernahme ein Ausschluss der Schweiz aus dem Schengen-Raum drohen würde. Bisher
hatte sich Cassis jedoch stets für die bilateralen Verträge mit der EU und das Schengen-

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 14.10.2017
SAMUEL BERNET
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Abkommen ausgesprochen. Politiker jeglicher Couleur reagierten prompt. CVP-
Präsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) etwa zeigte sich „erstaunt“, dass Cassis ProTell so
kurz vor der Bundesratswahl beigetreten war. Als Aussenminister müsse Cassis die
Bilateralen vertreten, dazu gehöre auch Schengen, sagte Pfister im St. Galler Tagblatt
und schlussfolgerte: „Eine Mitgliedschaft bei ProTell ist mit dem Amt eines Bundesrates
nicht kompatibel.“ Die FDP bemühte sich derweil, die Wogen zu glätten: Die Partei
stehe weiterhin zu Schengen, versicherte FDP-Präsidentin Petra Gössi im gleichen
Artikel. 
Nur wenige Tage nach dem öffentlichen Bekanntwerden seiner ProTell-Mitgliedschaft
kündigte Cassis diese am 17. Oktober 2017 wieder. „Angesichts der laufenden
öffentlichen Diskussion und der Instrumentalisierung seines damaligen Beitritts hat
Bundesrat Cassis seine Mitgliedschaft bei ProTell und Libertà e valori (Freiheit und
Werte, das Tessiner Pendant zu ProTell; Anmerkung des Autors) aufgegeben“, liess
Cassis über die Bundeskanzlei ausrichten. Es folgte erneut Kritik von Medien und
Politikern: Die Zeitung Nordwestschweiz und der Tages-Anzeiger warfen Cassis
Opportunismus vor, Beat Arnold (svp, UR) äusserte Zweifel an Cassis' Rückgrat, weil er
im Vorfeld der Wahl „den Rechten“ habe gefallen wollen und jetzt „den Linken“. Silvia
Schenker (sp, BS) verglich Cassis mit einer „Fahne im Wind“. Nur Cassis' Parteikollegen
zeigten Verständnis: Der Beitritt und Austritt bei ProTell sei ein „Lapsus, der aufgrund
der enormen Drucksituation während des Wahlkampfs verzeihbar ist“, so Joachim Eder
(fdp, ZG) in der „Nordwestschweiz“. Auch ProTell wollte die Kündigung ihres
prominentesten Mitglieds nicht überbewerten. ProTell-Vizepräsident Jean-Luc Addor
(svp, VS) sagte gegenüber dem St. Galler Tagblatt, dass Cassis aufgrund seines
langjährigen Engagements für Libertà e valori echte Überzeugungen für ein liberales
Waffenrecht habe. Es gebe keinen Grund zu glauben, dass sich das ändern werde, so
Addor. 33

Ende Februar 2018 gab der amtierende Präsident von ProTell, Hans-Peter Wüthrich,
seinen sofortigen Rücktritt bekannt. Der Rücktritt kam insofern überraschend, als dass
der Ex-Brigadier Wüthrich das Präsidentenamt bei der Waffenlobby-Organisation erst
im Sommer 2017 angetreten hatte und damit nach acht Monaten wieder zurücktrat. In
der Medienmitteilung von ProTell hiess es, Wüthrich habe das Amt aus Zeitgründen
niedergelegt. Der bisherige Vize-Präsident und Walliser SVP-Nationalrat Jean-Luc
Addor übernahm das Amt des Präsidenten interimistisch und blieb auch nach der
Generalversammlung von ProTell am 14. April 2018 Präsident ad interim. Addor gilt als
Hardliner, so reichte er etwa im März 2017 eine parlamentarische Initiative ein, mit
welcher er das Waffentragen in der Öffentlichkeit erlauben wollte, ohne dass dafür im
Voraus glaubhaft gemacht werden muss, dass die Waffe zum Schutz vor einer
tatsächlichen Gefährdung benötigt wird. Die Sicherheitspolitische Kommission des
Nationalrats sprach sich mit 22 zu 0 Stimmen (3 Enthaltungen) gegen diese
parlamentarische Initiative aus, worauf Addor den Vorstoss zurückzog. Zudem wurde
Addor im August 2017 vom Bezirksgericht Sitten wegen Rassendiskriminierung zu einer
bedingten Geldstrafe und zu einer Busse verurteilt. Grund für die Verurteilung war ein
Tweet Addors auf der Social-Media-Plattform Twitter im Jahr 2014. Die Nachricht von
einem Schusswechsel in einer Moschee in St. Gallen, bei dem ein Mann ums Leben
gekommen war, hatte Addor mit den Worten «on en redemande» («wir wollen mehr
davon») kommentiert. Die Suche nach einem neuen Pro Tell-Präsidenten dauerte im
Sommer 2018 noch an. 34

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 26.02.2018
SAMUEL BERNET

Die ehemalige Waadtländer Bildungsdirektorin Anne-Catherine Lyon übernahm von
Hans Stöckli das Präsidium der Neuen Helvetischen Gesellschaft (NHG), wie das St.
Galler-Tagblatt im September 2018 berichtete. Für die NHG sei dies die zweite SP-
Vertretung an ihrer Spitze in Folge. Lange Zeit sei unklar gewesen, wer auf Stöckli folgen
solle, der nun nach seiner zweiten Amtsperiode den Posten statutengerecht freigab. 35

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.09.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Die Basler Zeitung und der Tages-Anzeiger berichteten im September 2018 über
Mitgliederschwund, Inaktivität und finanzielle Schwierigkeiten bei der AUNS. Von
ehemals 50'000 zähle der Verband heute noch 30'000 Mitglieder; auch sei der Verein
mit der Zeit gealtert: Sehr engagierte Mitglieder aus den Zeiten der EWR-Abstimmung,
als noch Christoph Blocher den Verband geleitet hatte, habe man unterdessen infolge
von Todesfällen verloren, wie der Jahresbericht 2017 der AUNS zitiert wurde. Da mit
diesem Mitgliederschwund auch «grosszügige Gönner» verloren gegangen seien, wirke
sich das auch auf das Budget aus: Bereits seit Längerem verfolge der Verband ein

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 16.09.2018
CHRISTIAN GSTEIGER
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Sparprogramm, sodass Stellen gestrichen und günstigere Räumlichkeiten hätten
gesucht werden müssen. Wie die Basler Zeitung festhielt, monierten AUNS-Mitglieder
unter vorgehaltener Hand gar, der derzeitige Präsident Lukas Reimann setze die
Prioritäten falsch, indem er etwa an Veranstaltungen teure Gäste wie den britischen
Ukip-Chef Nigel Farage oder die ehemalige deutsche AfD-Chefin Frauke Petry einlade.
Reimann konterte, ihm sei eine AUNS, die viel Geld ausgebe und etwas bewege,
wichtiger als eine AUNS «mit vollem Konto und leerer Agenda». Auch könnten gerade
über Social Media viele neue Mitglieder angeworben werden, nur würden diese leider
nicht jeden Monat CHF 1'000 zahlen wie «einige Kämpfer der ersten Stunde». Die
Inaktivitäts-Vorwürfe erklärte Reimann gegenüber der Presse damit, dass man bereits
seit mehreren Jahren auf zahlreiche Aktionen verzichtet habe, um Kräfte zu sparen,
welche zur Bekämpfung des institutionellen Rahmenabkommens mit der EU hätten
gebraucht werden sollen – nur sei es bis jetzt eben nicht zu einem Rahmenabkommen
gekommen.
Dass im November über die Selbstbestimmungsinitiative abgestimmt werde und im
Folgejahr über die Übernahme der EU-Waffenrichtlinie, komme der AUNS gelegen –
damit könne man beweisen, dass man nicht inaktiv geworden sei, so Reimann. 36

In der Debatte um die bevorstehende Selbstbestimmungsinitiative veröffentlichte die
Weltwoche Anfang November 2018 einen Artikel über eine scheinbare Verbindung
zwischen dem ungarisch-amerikanischen Milliardär George Soros und der Operation
Libero, welche die Initiative bekämpfte. Soros finanziert weltweit Zivilgesellschaften mit
Spendegeldern; 2017 soll er seiner Stiftung Open Society Foundations (OSF) 18 Mrd. US-
Dollar übertragen haben. Die Stifung setzt sich nach eigenen Angaben in über 60
Ländern unter anderem für journalistische Projekte, mehr Demokratie, Bildung,
Menschenrechte und gegen Diskriminierung ein.
Einem durch Soros und seine Stiftung finanzierten europapolitischen Think-Tank, dem
EFCR, gehört auch die Co-Präsidentin der Operation Libero, Flavia Kleiner, an, weshalb
die Weltwoche nun die Frage stellte, ob auch Operation Libero von Geldern Soros'
profitiere. Kleiner habe diesen Verdacht auf Anfrage entrüstet zurückgewiesen und
darauf aufmerksam gemacht, dass sich Operation Libero ausschliesslich über
Crowdfunding finanziere.
Der Abstimmungskampf um die Selbstbestimmungsinitiative, dies schrieb das Online-
Magazin «Republik» ein paar Tage später, gestalte sich im Hinblick auf die Soros-Frage
nur an der Oberfläche «weichgespült». In Wirklichkeit sickere «die Rhetorik der neuen
globalen Rechten» in die Debatte ein und es würden gezielt Verschwörungstheorien
verbreitet, deren gemeinsamer Nenner George Soros als zugleich «grösster
gemeinsamer Feind der extremen Rechten» sei. In den USA bewirtschafte ihn die
Rechte seit Jahren als Feindbild und Initiator jeglicher Protestbewegungen. Unter
rechtsextremen Verschwörungstheoretikern, so die Republik weiter, gelte der Jude
George Soros unterdessen als Wurzel des Bösen; ihm werde vorgeworfen, die
Weltherrschaft übernehmen zu wollen. Soros' Kampfzone, stellte die Weltwoche auf der
anderen Seite fest, habe sich vom Sozialismus in den 1970er- und 1980er-Jahren auf die
rechtskonservativen Bewegungen verlagert. Die OSF betreibe gar einen «Kreuzzug
gegen die Rechtskonservativen».
Wie die Republik aufzeigte, war die Debatte um die Abhängigkeit der Operation Libero
von Soros' Geldern aber nicht in der Weltwoche entbrannt, die das Thema lediglich
aufgegriffen hatte, sondern auf Social Media und auf der Website der
nationalkonservativen Bewegung «Brennpunkt Schweiz». Drei Wochen später zitierte
die Aargauer Zeitung eine Stellungnahme der OSF. Demnach habe man die Stiftung
Operation Libero «nie finanziell» unterstützt, denn die OSF sei nicht in Parteipolitik
involviert. Flavia Kleiner wiederholte zudem gegenüber der Aargauer Zeitung ihre
Aussage aus der Weltwoche, wonach sie oder die Operation Libero nie Geld von Soros
oder einer seiner Stiftungen erhalten hätten. Es verblüffe sie aber, dass das
Engagement Soros' verteufelt und von rechten Verschwörungstheoretikern missbraucht
werde. 37

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.11.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Wie der Sonntagsblick im September 2018 berichtete, wolle die Operation Libero bei
den Nationalratswahlen 2019 eine aktive Rolle spielen. Die Bürgerbewegung plane,
«frische Gesichter» ins Parlament zu bringen und «Nachwuchskräfte und
Politikerinnen» zu fördern. Bedingung für eine Unterstützung sei, dass potenzielle
Kandidaten und Kandidatinnen die «aussenpolitische Öffnung der Schweiz»
befürworteten, sich für die Rechtsstaatlichkeit einsetzten, eine liberale
Migrationspolitik verfolgten und sich für zukunftsorientierte Themen wie die
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Digitalisierung engagierten. Denn das Parlament, so die Ansicht von Laura Zimmermann,
Co-Präsidentin der Operation Libero, im Sonntagsblick, habe in den letzten vier Jahren
«in der Europapolitik und anderen zukunftsweisenden Themen» versagt.
Im Dezember 2018 titelte auch die NZZ, die Operation Libero wolle «die Wahlen
aufmischen». Die «konservative Koalition, die die Politik zum Stillstand gebracht» habe,
solle in eine Minderheit versetzt werden. Noch sei aber nicht klar, wie dies gelingen
solle, gab Projektleiter Philipp Brandenstein zu. Man sei aber auf der Suche nach einem
kreativen Ansatz, welcher über eine reine Wahlempfehlung hinausgehe. Selbst zu einer
politischen Partei werden wolle Operation Libero indes nicht – es gehe aber darum, das
«bisherige zivilgesellschaftliche Engagement in ein politisches» zu überführen, damit
man den Reformstau in Bern aufzulösen vermöge. Kurzgefasst strebe die Operation
Libero im Nationalrat statt der heutigen Mitte-rechts- eine Mitte-links-Mehrheit an –
nur würde das die Bewegung offiziell nie zugeben, resümierte die NZZ. 38

Die AUNS räumte ihren Sitz in Bern und zog nach Lauterbrunnen, wie die Presse im
März 2019 berichtete. Damit wolle die Organisation Mietkosten sparen, wie Präsident
Lukas Reimann (svp, SG) bekannt gab. Die Medien deuteten den Umzug der AUNS, die
bereits seit einiger Zeit mit finanziellen Schwierigkeiten und Mitgliederschwund zu
kämpfen hatte, unterdessen als «stille[n] Abschied einer notorisch laute[n]
Organisation» (Sonntags-Blick) oder gar als «geordneten Rückzug» und drohenden
«Abstieg in die Bedeutungslosigkeit» (Aargauer Zeitung).
Auf die Frage, ob es den Verband überhaupt noch brauche, gab sich Reimann
gegenüber der Medien jedoch entschieden zuversichtlich: Der neue Sitz abseits von
Bern passe sogar besser zum Verband, erklärte er, «wir gehen nun ins Réduit». Und
dass die AUNS noch immer eine treibende Kraft hinter der SVP sei, so Reimann weiter,
sehe man daran, dass ohne AUNS die Initiative gegen die Personenfreizügigkeit wohl
kaum zustande gekommen wäre. Wenn es also darauf ankomme, «werde man von der
AUNS hören» – auch wenn diese ihren Sitz von der Hauptstadt ins Berner Oberland
verlagert hatte. 39

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 23.04.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Erstmals mischte die Operation Libero 2019 bei den nationalen Wahlen mit. Im Zuge
der sogenannten «Wandelwahl», so der Name der Aktion, wurden insgesamt 38
Kandidierende aus verschiedenen Parteien mit dem «Gütesiegel von Operation Libero»
(NZZ) versehen und von der Organisation im Oktober zur Wahl empfohlen.
Zum Auftakt der Kampagne versammelten sich im Juni die ersten Nominierten,
darunter auch der Mitbegründer der Operation Libero Nicola Forster (ZH, glp), welcher
den Einzug in den Nationalrat letztlich knapp verpasste, zusammen mit den Co-
Präsidentinnen Flavia Kleiner und Laura Zimmermann, die beide nicht zu den Wahlen
antraten, in Bern auf dem Casinoplatz. Der Wahlauftakt unterschied sich nicht von
anderen Wahlveranstaltungen, wie die NZZ damals festhielt; einziger Unterschied sei,
dass die Organisatorin keine Partei sei. Das Ziel der «Wandelwahl» war, die
progressiven Kräfte im Parlament zu stärken und den «jahrelangen Stillstand und die
Blockade», in welcher sich die Schweizer Politik befinde, aufzubrechen, zitierte die
Aargauer Zeitung die Absichten der Operation Libero. Den Kandidierenden wurde bei
ihrer Wahlkampagne unter die Arme gegriffen, im Gegenzug mussten diese bei
erfolgreicher Wahl die Libero-Ziele unterstützen, beispielsweise durch die Erarbeitung
eines griffigen CO2-Gesetzes, der «Ehe für Alle» oder eine im Sinne der Operation
Libero konstruktiven Europapolitik. 
Aufgrund dieser Forderungen musste die Operation Libero Kritik einstecken: Die WOZ
warf ihr Ende August vor, dass sie Kandidatinnen und Kandidaten kaufe und die
Demokratie als Supermarkt betrachte. Zudem monierte der «Blick», dass CHF 400'000
der insgesamt CHF 600'000 des Wahlkampfbudgets – geplant waren eigentlich CHF 1.5
Mio. – von einem einzigen Spender eingegangen seien und die Organisation sich
dadurch von diesem abhängig mache. Laura Zimmermann wies die Kritik der WOZ
zurück: Das Empfehlen von Kandidatinnen und Kandidaten, die parteiübergreifend
Politik machen, sei «urdemokratisch». Gegenüber dem «Blick» meinte sie, es sei «kein
Rappen an die Kandidierenden geflossen» und man werde analysieren, weshalb von den
geplanten CHF 1.5 Mio. nur CHF 600'000 zusammengekommen seien und weshalb das
Crowdfunding für die Kampagne diesmal nicht wie gewünscht funktionierte.

Zehn der 38 empfohlenen Kandidierenden wurden schliesslich in den Nationalrat
gewählt, wie die Operation Libero nach der Wahl in einer Medienmitteilung
kommunizierte: Gerhard Andrey (gp, FR), Susanne Vincenz-Stauffacher (fdp, SG), Roland
Fischer (glp, LU) und Marionna Schlatter (gp, ZH) zogen dabei neu in den Nationalrat ein.
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Wiedergewählt wurden Yvonne Feri (sp, AG), Beat Flach (glp, AG), Sibel Arslan (gp/basta,
BS), Philipp Kutter (cvp, ZH), Eric Nussbaumer (sp, BL) und Kathrin Bertschy (glp, BE). 40

Per November 2019 wurde Anna Stünzi zur Nachfolgerin des Präsidenten und Gründers
von foraus, Nicola Forster (ZH, glp), gewählt. Dieser trat nach «erfolgreichem Aufbau
und langjähriger Führung des Think Tanks anlässlich des 10-Jahre-Jubiläums» zurück,
wie der Think Tank in der Medienmitteilung verlauten liess. Bei foraus bleibe Forster
weiterhin tätig: Er widme sich nun der «Gründung und dem Aufbau eines Rats für
Aussenpolitik», der mit foraus assoziiert sein werde.
Stünzi plante als neue Präsidentin, «das partizipative Modell von foraus so
weiterzuentwickeln, dass wir interdisziplinär und über die Landesgrenzen hinweg
aussenpolitische Herausforderungen frühzeitig erkennen und bearbeiten können». Sie
doktoriert an der ETH im Bereich Klima- und Ressourcenökonomie und ist Mitbesitzerin
einer Solarfirma, wie der «Blick» berichtete. 41

VERBANDSCHRONIK
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CHRISTIAN GSTEIGER

Im Februar 2020 lancierte die AUNS an einer Medienkonferenz in Bern ihre Kampagne
zur Abstimmung über die Begrenzungsinitiative. Die Begrenzungsinitiative, über die
schliesslich aufgrund der Corona-Pandemie erst im Herbst und nicht wie geplant im
Mai abgestimmt wurde, sah unter anderem vor, bei einer Annahme das
Freizügigkeitsabkommen mit der EU binnen eines Jahres neu zu verhandeln, sodass die
Schweiz die Zuwanderung effektiver steuern respektive begrenzen könnte. Wie die
AUNS gegenüber der Presse darlegte, sah sie die freie Zuwanderung, bedingt durch das
Abkommen mit der EU, als Ursache für steigende Mietpreise sowie für überfüllte
Strassen und Züge. Aufgrund der hohen Migrationszahlen, so die AUNS weiter, wachse
die Bevölkerung und damit auch deren Platzbedarf zu stark, weshalb die Landschaft
vermehrt «zubetoniert» werde, wodurch wiederum die Biodiversität beeinträchtigt
werde und die Umweltbelastung steige.
Aus diesen Gründen warb die AUNS mit dem Slogan «Es wird eng» für eine Annahme
der Initiative. Obwohl sie die Initiative zusammen mit der SVP lanciert hatte, kämpften
der Verein und die Partei mit separaten Kampagnen für eine Annahme. 42

VERBANDSCHRONIK
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Flavia Kleiner trat per 20. Juni 2020 von ihrem Amt als Co-Präsidentin der
wirtschafts- und gesellschaftsliberalen Bewegung Operation Libero zurück, wie diese
bereits im Mai 2020 per Medienmitteilung kommuniziert hatte. Kleiner hatte das Amt
als Co-Präsidentin seit der Gründung 2014 inne, zuletzt zusammen mit Co-Präsidentin
Laura Zimmermann, die weiterhin im Amt bleibt.
Die Operation Libero wurde von Kleiner 2014 mitgegründet, laut Medienmitteilung aus
Frust über die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative der SVP. In der
Medienmitteilung zu ihrem Rücktritt zog Kleiner eine positive Bilanz zu den
vergangenen sechs Jahren: Demnach sei es der Bewegung gelungen, gemeinsam mit
anderen Organisationen und Parteien «den Mythos der Unbesiegbarkeit der SVP» zu
brechen. Die Organisation habe dazu beigetragen, die «Post-Blocher-Ära» einzuläuten
und fortschrittliche Allianzen und Netzwerke in der Schweizer Politiklandschaft zu
formen. Ein kleiner Seitenhieb auf die SVP hätte denn auch der Zeitpunkt von Kleiners
Rücktritt werden sollen: Ursprünglich hätte dieser im unmittelbaren Nachgang zur
Abstimmung über die Begrenzungsinitiative der SVP stattfinden sollen, doch wurde der
Abstimmungstermin aufgrund der Corona-Pandemie auf September verschoben.
Die Nachfolge Kleiners trat Stefan Manser-Egli an, der sich gemäss Interview in der
Aargauer Zeitung etwa für ein liberaleres Bürgerrecht einsetzen wolle. 43
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L'automne 2020 fut plein de rebondissements pour le Groupe pour une Suisse sans
armée (GSsA). Tout d'abord, il a été proche d'une victoire historique le 27 septembre,
lors de la votation pour l'acquisition de nouveaux avions de combat, acceptée de
justesse par 50.14 pour cent de la population. Pour rappel, le GSsA faisait partie du
comité référendaire qui combattait cet objet avec les Verts et le PS. Ensuite, le
mouvement a défendu son initiative contre le commerce de guerre, soumise à votation
le 29 novembre. Si l'initiative n'a pas passé la rampe, rejetée par 57.45 pour cent de la
population et 17 cantons, elle a néanmoins mis sur le devant de la scène une nouvelle
génération d'activistes qui donnent un second souffle au mouvement antimilitariste
fondé en 1982. Le GSsA semblait ces dernières années avoir perdu de sa capacité à
mobiliser, par exemple lors du clair rejet de son initiative pour l'abrogation du service
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militaire obligatoire en 2013. Dans un article du 27 octobre 2020, le Tages-Anzeiger
révélait pourtant que 500 nouveaux membres avaient rejoint l'organisation depuis la
votation sur les avions de combat un mois auparavant. Le quotidien zurichois relevait
également que le groupe avait gagné un certain respect de la sphère politique. Le
conseiller aux États uranais Josef Dittli considère notamment que «le Groupe pour une
Suisse sans armée est un enrichissement pour la politique suisse», lui qui est pourtant
un défenseur de longue date de l'armée. Le climat n'a pourtant pas toujours été apaisé
entre partisan.e.s et opposant.e.s de l'armée. 
La première initiative du GSsA, qui visait à abolir l'armée, avait suscité de vifs débats.
Josef Lang, l'un des membres fondateurs du mouvement, s'était fait apostrophé lors
d'une assemblée de l'UDC par un homme qui lui avait rappelé: «A l'armée, nous avons
appris à reconnaître l'ennemi et le détruire!» L'initiative avait été soutenue par 35.6
pour cent de la population, ce qui constituait une victoire pour le GSsA, alors que le
conseiller fédéral Kaspar Villiger avait affirmé à l'époque qu'un score de 20 pour cent
de oui serait déjà une «catastrophe». 
De l'eau a coulé sous les ponts depuis. Durant ses 40 ans d'existence, le mouvement a
lancé neuf initiatives et six référendums, seul ou accompagné par d'autres
organisations ou partis. Son prochain combat est d'ores et déjà connu: il s'agit de
l'initiative correctrice, qui vise à interdire les exportations d'armes vers les pays en
proie à une guerre civile. Cette initiative a été lancée par une coalition dont fait partie
le GSsA. 44

En décembre 2020, Opération Libero annonçait avoir besoin d'urgence de CHF
500'000 pour assurer sa survie. L'organisation, fondée en 2014 quelques jours après
l'acceptation par le peuple de l'initiative contre l'immigration de masse de l'UDC,
lançait pour remédier à ses difficultés une campagne de financement participatif, avec
l'objectif de réunir ce demi-million jusqu'à fin février 2021. Si le financement des
campagnes politiques ne pose pas de problème, c'est en revanche pour couvrir ses
coûts fixes, en particulier les salaires des six employé.e.s (5 emplois plein-temps), que
l'organisation manque de fonds. N'étant pas une ONG à but caritatif ou scientifique,
Opération Libero ne reçoit aucun financement public et se repose avant tout sur les
dons des particulières et particuliers. Ceux-ci affluent lors de campagnes face aux
initiatives UDC, combattues avec ferveur par les «Liberos», mais se font plus rares
quand il s'agit de sujets moins émotionnels, souligne le Sonntags-Blick.
L'action de financement participatif connaissait un début fulgurant, avec pas moins de
CHF 130'000 récoltés durant les 24 premières heures. Le 5 janvier 2021, Opération
Libero atteignait son objectif. CHF 541'020 avaient d'ores et déjà été levés grâce au
soutien de plus de 4000 donateurs et donatrices. La directrice Isabelle Gerber
précisait que 93 pour cent des dons reçus se situaient entre CHF 1 et CHF 250, avec un
don moyen s'élevant à CHF 141. Ce succès a été vécu par les membres d'Opération
Libero comme une preuve de la demande citoyenne pour un mouvement pour une
Suisse ouverte et progressiste. Bien conscients qu'une telle opération de sauvetage ne
peut être effectuée qu'une seule fois, ils vont désormais s'atteler à financer leur
structure de manière durable, grâce à plus d'adhésions, des dons répétés, des
véhicules de soutien spécifiques et des efforts supplémentaires de collecte de fonds,
déclare Isabelle Gerber. 45

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 05.01.2021
MATHIAS BUCHWALDER

Der Verband Digitalswitzerland wählte Sascha Zahnd zu seinem neuen Präsidenten. Im
Amt des Vizepräsidenten wurde Nationalrat Marcel Dobler (fdp, SG) bestätigt. Der
Berner Zahnd, der davor unter anderem als Europachef von Tesla gearbeitet hatte, trat
die Nachfolge von Ivo Furrer an. In Furrers dreijährige Amtszeit war unter anderem die
Fusion von Digitalswitzerland mit ICTswitzerland gefallen, die im Januar 2021 vollzogen
worden war.
Der 2015 gegründete Verband Digitalswitzerland versteht sich als
«branchenübergreifende Initiative, welche die Schweiz als weltweit führenden digitalen
Innovationsstandort stärken und verankern will». Ihm gehörten im April 2021 rund 210
Organisationen und Vertreterinnen und Vertreter aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft
und Zivilgesellschaft an. 46
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Die Auslandschweizer-Organisation (ASO) wählte im August 2021 Filippo Lombardi zu
ihrem neuen Präsidenten. Lombardi war schon seit 2013 Vorstandsmitglied der ASO
und seit 2015 deren Vizepräsident. Zudem ist der Tessiner Mitte-Politiker Mitglied der
Stadtregierung von Lugano, nachdem er als Ständerat 2019 die Wiederwahl nicht
geschafft hatte.
An der Spitze der ASO folgte Lombardi auf Remo Gysin. Der vormalige SP-Nationalrat
hatte der Interessenorganisation der im Ausland wohnhaften Schweizerinnen und
Schweizer seit 2015 vorgestanden. Wie die ASO mitteilte, hatte sich Gysin in seiner
Amtszeit insbesondere dafür eingesetzt, dass die Interessen der 776'000
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer in den Bereichen der
Sozialversicherungen, der Bankenpolitik und der politischen Rechte – Stichwort E-
Voting – gewahrt werden. Gysin wies zu seinem Abschied ausserdem darauf hin, welch
grosse Bedeutung die Schweizer Europapolitik für die Stellung der sogenannten Fünften
Schweiz hat: Rund zwei Drittel aller Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer
lebten in der EU. Die Schwerpunktziele für die nächsten vier Jahre sah der
Auslandschweizerrat – quasi das Parlament der ASO – denn auch weiterhin in den
Bereichen der Finanzen und Versicherungen, der politischen Rechte und der
Beziehungen zur EU. 47
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Im August 2021 gründeten bürgerliche Exponentinnen und Exponenten unter der
Bezeichnung «Allianz Sicherheit Schweiz» eine neue sicherheitspolitische
Organisation. Die Allianz erhielt professionelle Strukturen und eine permanente
Geschäftsstelle, was sie von ihrer Vorgänger-Organisation, dem «Verein für eine sichere
Schweiz», unterscheidet. Die Gründerinnen und Gründer wollten die Allianz damit
ausdrücklich auch als Gegengewicht zur GSoA positionieren. Der Bedarf nach einer
solchen Organisation auf bürgerlicher Seite sei unter anderem dadurch deutlich
geworden, dass in der Volksabstimmung vom September 2020 die vor allem von
armeekritischer Seite bekämpfte Beschaffung neuer Kampfjets um ein Haar gescheitert
wäre. Als eines ihrer Ziele formulierte die Allianz Sicherheit Schweiz denn auch, «eine
jederzeit einsatzbereite und schlagkräftige Fach- und Kampagnenorganisation
[bereitzustellen], die permanent und proaktiv die sicherheitspolitische
Meinungsbildung im parlamentarischen Prozess und in der Öffentlichkeit prägt sowie
Abstimmungskampagnen führt». Die Allianz wollte sich dabei nicht bloss auf
Armeefragen beschränken, sondern die Verbindung von innerer und äusserer
Sicherheit gesamtheitlich bearbeiten – also etwa auch Felder wie Wirtschaftsspionage,
Cybersicherheit oder Versorgungssicherheit abdecken.
Gründungspräsident der Allianz wurde der Ständerat und designierte FDP-Präsident
Thierry Burkart (fdp, AG), der bereits dem Vorgängerverein «für eine sichere Schweiz»
vorgestanden hatte. Auch die Liste der weiteren Vorstandsmitglieder liest sich wie ein
Who is Who aus bürgerlichen Parteien und wirtschaftlichen sowie
sicherheitspolitischen Interessenvereinigungen. So gehören dem Vorstand aus der
Politik auch die Mitte-Ständerätin Brigitte Häberli (mitte, TG), der Tessiner Lega-
Staatsrat Norman Gobbi (TI, lega), die FDP-Nationalrätin Jacqueline de Quattro (fdp, VD)
sowie der SVP-Nationalrat Franz Grüter svp, LU) an. Aus der Wirtschaft und armeenahen
Verbänden sassen im Gründungsvorstand der Arbeitgeberverbands-Präsident Valentin
Vogt, Swissmem-Direktor Stefan Brupbacher, der Swissmem-Ressortleiter der
Rüstungssparten Matthias Zoller, Markus Niederhauser vom Westschweizer
Rüstungsindustrie-Verband Groupe romand pour le matériel de Défense et de Sécurité
(GRPM), die Präsidentin der Waadtländer Industrie- und Handelskammer (CVCI) Aude
Pugin, der Präsident der Schweizerischen Offiziersgesellschaft Stefan Holenstein, Paul
Röthlisberger vom Schweizer Schiesssportverband und Max Rechsteiner von der
Landeskonferenz der militärischen Dachverbände (LKMD). Offen war zunächst,
inwieweit sich auch der Schweizerische Gewerbeverband beteiligen würde.
Geschäftsführer wurde Marcel Schuler, der vorher als Kampagnenleiter für die FDP
Schweiz gearbeitet hatte. 48
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Die «Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz» (Auns) beschloss im August
2021, eine Fusion mit dem «Komitee Nein zum schleichenden EU-Beitritt (EU-No)» zu
prüfen. Zwei Wochen davor hatte der Vorstand von «EU-No» einen analogen Beschluss
gefasst und bekannt gegeben, «ergebnisoffene» Gespräche mit der Auns aufnehmen zu
wollen. Der Beschluss erfolgte auf Vorschlag von Christoph Blocher (svp, ZH), seines
Zeichens Gründungspräsident der Auns und ehemaliger Präsident des Komitees «EU-
No». Blocher übernahm auch gleich die Leitung der mit den Fusionsabklärungen
betrauten Arbeitsgruppe der beiden Organisationen. Kein Teil dieser Arbeitsgruppe war
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hingegen der seit 2014 amtierende Auns-Präsident Lukas Reimann (svp, SG), der gemäss
einem NZZ-Bericht bereits 2020 von Blocher die «Empfehlung» erhalten habe, vom
Auns-Präsidium zurückzutreten.
Blocher begründete die Fusionsbestrebungen laut NZZ damit, dass auf der einen Seite
das Komitee «EU-No» seinen «Auftrag» erfüllt habe, indem der Bundesrat im Mai 2021
die Verhandlungen für ein institutionelles Rahmenabkommen mit der EU abgebrochen
hatte – schliesslich war die Verhinderung eines solchen Abkommens der Hauptzweck
des 2013 gegründeten Komitees gewesen. Auf der anderen Seite werde die Auns in ihrer
gegenwärtigen Verfassung nicht in der Lage sein, eine Volksabstimmung zu gewinnen,
wenn die «Classe Politique» dereinst einen neuen Anlauf für einen
«landesverräterischen Vertrag» mit der EU unternehmen werde. Es brauche deshalb
eine Bündelung und Wiederbelebung der EU-kritischen Kräfte. 49

Beim Schweizerischen Städteverband (SSV) trat im Oktober 2021 der neue Direktor
Martin Flügel sein Amt an. Flügel war zuletzt bereits stellvertretender Direktor des SSV
und davor unter anderem geschäftsführender Präsident der Gewerkschaft
Travail.Suisse gewesen. Er folgte auf Renate Amstutz, die den Verband dreizehn Jahre
lang geführt hatte. Wie der SSV mitteilte, habe Amstutz in ihrer Amtszeit unter anderem
erreicht, «dass die Schweizer Städte vom Bund vermehrt unmittelbar als Partner auf
Augenhöhe akzeptiert werden und nicht bloss mittelbar via Kantone».
Der SSV sieht sich als Interessenvertretung der Städte, Agglomerationen und
städtischen Gemeinden und damit als «Stimme der urbanen Schweiz». 2021 gehörten
dem Verband 128 Gemeinden mit jeweils mindestens 5'000 Einwohnerinnen und
Einwohnern an. Präsident des SSV ist seit 2013 Kurt Fluri, Stadtpräsident von
Solothurn. 50
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Wirtschaftsfreundliche Kreise riefen im Herbst 2021 einen neuen Think-Tank ins
Leben. Dieser sollte nach eigenem Bekunden «dem Moralismus wirtschaftsskeptischer
Kreise mit einer ethischen Offensive aus liberaler Sicht begegne[n]». Der angestrebten
Verbindung von Liberalismus und Ethik sollte auch der Vereinsname «Liberethica»
Ausdruck verleihen. Laut dem NZZ-Magazin handelte es sich dabei um ein weltweit
einzigartiges Vorhaben: Bisher gebe es nur Lehrstühle für Wirtschaftsethik an
Universitäten, aber nirgends eine Institution, die sich mit einer politischen
Stossrichtung «dem Brückenschlag zwischen Ethik und liberaler Wirtschaft
verpflichtet» habe. 
Wesentlicher Auslöser für die Gründung der Denkfabrik war der Abstimmungskampf zur
Konzernverantwortungsinitiative, die in der Volksabstimmung vom November 2020 eine
Stimmenmehrheit erzielt hatte und nur am Ständemehr gescheitert war. Die
Gründerinnen und Gründer von Liberethica störten sich daran, dass
Nichtregierungsorganisationen und Kirchen den Abstimmungskampf mit Slogans wie
«Menschlichkeit statt Profit» moralisch aufgeladen und geprägt hätten. Die Wirtschaft
sei damit unter Pauschalverdacht gestellt worden – und habe lernen müssen, dass sie
ethischen Positionen nicht mit wirtschaftlichen Argumenten beikommen könne,
sondern vielmehr ihrerseits ethisch argumentieren müsse. Mit der neuen Denkfabrik
solle solchen Argumenten eine Plattform geboten und ein Gegengewicht zu «den
wirtschaftsskeptischen Akteuren – Hilfswerke, Kirchen, Klimabewegung» aufgebaut
werden, wie die Geschäftsführerin von Liberethica, Béatrice Acklin Zimmermann,
erklärte. Die Theologin, Publizistin und Freiburger FDP-Stadtparlamentarierin war
bereits 2019 an der Gründung eines Think-Tanks «Kirche/Politik» beteiligt gewesen.
Im Gründungsvorstand von Liberethica sassen weitere, teils prominente Vertreterinnen
und Vertreter aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Kirchen – so etwa Ex-UBS-CEO
Peter Wuffli, Ex-Avenir-Suisse-Direktor Gerhard Schwarz, Gastrounternehmer Rolf Hiltl,
FDP-Nationalrat Kurt Fluri (fdp, SO), die frühere EVP-Nationalrätin und Stiftungsrätin
von Brot für alle Maja Ingold (evp, ZH), der Gstaader Pfarrer Bruno Bader oder der
Direktor des Zentrums für Unternehmensverantwortung und Nachhaltigkeit der School
of Management Fribourg, Philipp Aerni.
Mehrere dieser Exponentinnen und Exponenten waren bereits Teil des kirchennahen
«Ethikkomitees» gewesen, das sich vor der Abstimmung über die
Konzernverantwortungsinitiative gegen die offensiv kommunizierte Ja-Parole der
Landeskirchen gestellt und die Initiative abgelehnt hatte. Auch Liberethica lag laut NZZ-
Magazin schon bei seiner Gründung über Kreuz mit den Landeskirchen; offenbar hätten
sich zwei weitere «Kirchenleute» für eine Mitwirkung im Liberethica-
Gründungsvorstand interessiert, sich aber auf Druck der Landeskirchen zu einem
Rückzug gedrängt gefühlt.
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Was das Verhältnis von Liberethica zur Wirtschaft betrifft, suchten die Gründerinnen
und Gründer den Eindruck einer unkritischen Nähe zu vermeiden: Man finanziere sich
durch Beiträge von Privaten, Stiftungen und Firmen, von den Wirtschaftsverbänden sei
man unabhängig, so Kurt Fluri. Geschäftsführerin Acklin Zimmermann wollte «eine
konstruktiv-kritische Haltung gegenüber der Wirtschaft» einnehmen und im Auge
behalten, dass «der Markt auch zu Missbräuchen und Monopolen führe». Anders als
«die Gesinnungsethiker der Kirchen und der Nichtregierungsorganisationen»
suggerierten, gebe es in der Praxis allerdings kaum je moralisch reine Lösungen; gefragt
sei bei ethischen Dilemmata eine verantwortungsethische Güterabwägung. 51

Im Co-Präsidium der Operation Libero trat Sanija Ameti die Nachfolge von Laura
Zimmermann an. Dies beschloss der Vorstand im Oktober 2021, nachdem Zimmermann
nach fünfjähriger Amtszeit zurückgetreten war. Zweiter Co-Präsident blieb der seit Juni
2020 amtierende Stefan Manser-Egli.
Die 28-jährige Juristin Ameti hatte bereits im Frühling 2021 wegen ihrer prominenten
Rolle im Abstimmungskampf gegen das Gesetz über polizeiliche Massnahmen zur
Terrorismusbekämpfung (PMT) und davor in der Kampagne gegen das E-ID-Gesetz
einige öffentliche Bekanntheit erlangt. Aufgrund dieses Engagements war nach ihren
Angaben auch die Operation Libero auf Ameti aufmerksam geworden und hatte sie in
den Vorstand geholt. Ameti ist ausserdem auch Mitglied der Parteileitung der GLP des
Kantons Zürich. Die NZZ glaubte deshalb, mit Ameti werde sich die offiziell
parteiunabhängige Operation Libero weiter der GLP annähern, wie es bereits seit
einiger Zeit festzustellen sei.
In einem Interview mit der NZZ zu ihrem Amtsantritt kündigte Ameti an, dass die
Operation Libero ihre Position als ausserparlamentarische Bewegung, die nicht auf
Wahlen schielen muss, nutzen werde, um «den Parteien die unbeliebtesten, aber
strukturell wichtigsten Themen überhaupt auf[zu]zwingen: Europapolitik, Digitalisierung
und Cybersicherheit sowie die Forderung [nach] einem liberalen Bürgerrecht». Dies sei
nötig, weil namentlich die FDP ein «liberales Vakuum» in diesen Bereichen
hinterlasse. 52
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Im Oktober 2021 kündigten Operation Libero und die Grünen an, gemeinsam eine
Volksinitiative zur Europapolitik zu lancieren. Bereits nach dem Abbruch der
Verhandlungen zum Rahmenabkommen durch den Bundesrat im Frühling 2021 hatte
Operation Libero Initiativpläne bestätigt. Es wäre das erste Mal, dass die seit 2014
bestehende Organisation eine eigene Volksinitiative (mit)lanciert. 
Operation Libero und die Grünen erklärten, mit der Initiative die Europadebatte
«deblockieren» zu wollen. Der Bundesrat und die Bundesratsparteien sähen das EU-
Dossier als toxisch an und getrauten sich nicht, dieses anzufassen. Als
zivilgesellschaftliche Organisation und als Nichtregierungspartei wollten sie die
Schweizer Politik nun zwingen, Position zu beziehen: «Dieses europapolitische Mikado,
in dem als Verlierer gilt, wer zuerst etwas bewegt, muss endlich ein Ende haben»,
schrieb Operation Libero. Die Finalisierung des Initiativtexts und der Start der
Unterschriftensammlung waren gemäss Sonntagszeitung für Frühsommer 2022
geplant. 53
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Im Zuge der 2020 und 2021 anhaltenden Proteste gegen die Covid-19-Massnahmen der
Behörden entstand eine ganze Reihe neuer politischer Organisationen, und manche
ältere Gruppierungen gewannen neuen Schwung. Zu den Organisationen, die in der
öffentlichen Debatte in der Folge eine teils prominente Rolle einzunehmen
vermochten, gehörten die folgenden:

Der Verein «Freunde der Verfassung» wurde an Pfingsten 2020 auf dem Rütli
gegründet, ein Jahr später zählte er rund 12'000 Mitglieder. Viele von diesen – auch die
meisten Vorstandsmitglieder – waren davor kaum politisch aktiv. Der Verein sah durch
die Covid-19-Massnahmen, aber auch durch andere Vorhaben der Behörden die
verfassungsmässigen Grundrechte und die bürgerlichen Freiheiten verletzt. Um solche
Vorhaben zu bekämpfen, nutzten die Freunde der Verfassung stark den
direktdemokratischen Kanal, wobei sie eine bemerkenswerte Fähigkeit zum Sammeln
zahlreicher Unterschriften bewiesen. Nebst den Referenden gegen das Covid-19-
Gesetz und gegen dessen zweite Revision waren sie auch massgeblich an den
Referenden gegen das E-ID-Gesetz, gegen das Bundesgesetz über polizeiliche
Massnahmen gegen Terrorismus (PMT) und gegen das Medienpaket beteiligt. Ausserdem
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wirkten sie bei der Unterschriftensammlung für die Volksinitiative gegen eine
Impfpflicht (Initiative «Für Freiheit und körperliche Unversehrtheit») mit und gaben im
Sommer 2021 bekannt, eine Volksinitiative zur Einführung der Gesetzesinitiative zu
planen. Die Geldmittel für diese zahlreichen Kampagnen stammten «von Mitgliedern,
aus Spenden und von einer Handvoll sehr besorgter Unternehmer, von denen keiner
Blocher heisst», wie die Freunde der Verfassung sich in der NZZ zitieren liessen. Das
Präsidium des Vereins teilten sich Marion Russek und Werner Boxler. In der medialen
Öffentlichkeit stark in Erscheinung traten zudem Mediensprecher Michael Bubendorf,
ein ehemaliges SVP-Mitglied, und Kampagnenleiter Sandro Meier, nach eigener Aussage
ein «ehemaliger Links-Grün-Wähler». Verschiedene Medien sahen zudem den
Solothurner Publizisten Christoph Pfluger als wichtige Figur bei den Freunden der
Verfassung.

Der im Februar 2021 gegründete Verein «Mass-voll!» verstand sich als
Jugendbewegung gegen die Behördenmassnahmen. Die jüngere Generation sei durch
eine Covid-19-Infektion gesundheitlich am wenigsten gefährdet, doch gerade diese
Generation werde in ihrer Entwicklung und Freiheit durch die Massnahmen besonders
getroffen. Ähnlich wie die Freunde der Verfassung, aber oft in deutlich schärferem Ton
prangerte Mass-voll die «Freiheitsberaubung und Überwachung der Bürger», «eine
Zweiklassengesellschaft von Geimpften und Nichtgeimpften» sowie eine zu grosse
Machtkonzentration beim Bundesrat an, die dieser für «menschenverachtende»
Massnahmen und die «Abschaffung der Grundrechte» missbrauche. Zur Verbreitung
ihrer Positionen setzte Mass-voll stark auf die Sozialen Medien sowie auf
Kundgebungen. Bekanntester Exponent war Co-Präsident Nicolas Rimoldi, der auch im
Vorstand der Auns sitzt und bereits vor der Pandemie mit libertären Positionen
innerhalb der FDP aufgefallen war. Neben ihm war zunächst Carla Wicki und ab Sommer
2021 Viola Rossi Co-Präsidentin. Andere leitende Mitglieder von Mass-voll waren
gemäss NZZ für die SVP aktiv.

Das «Aktionsbündnis Urkantone für eine vernünftige Corona-Politik» entstand im
Herbst 2020 und hatte seine Basis in den Kantonen Uri, Schwyz, Ob- und Nidwalden. Im
Herbst 2021 zählte es nach eigenen Angaben «deutlich über 1'000 eingeschriebene
Unterstützer». Das Aktionsbündnis trat zum einen als Mitorganisator von Kundgebungen
in Erscheinung, zum anderen auch in den Abstimmungskampagnen gegen das Covid-19-
Gesetz und gegen dessen zweite Revision. Es kritisierte die «Corona-
Zwangsmassnahmen» als «unsinnig, schädlich und unverhältnismässig». Nach eigenen
Angaben setzte sich das Aktionsbündnis «für die freie Diskussion und sachliche
Aufklärung der Bevölkerung» ein und orientierte sich an «unabhängigen
Informationsquellen über die Auswirkungen auf unsere Gesellschaft und dem Stand der
nicht einer politischen Agenda unterworfenen Wissenschaft». Bekanntestes Gesicht
des Aktionsbündnisses war der Schwyzer Unternehmer Josef Ender.

Das «Netzwerk Impfentscheid» war schon 2011 als Zusammenschluss impfkritischer
Personen gegründet worden und hatte 2013 erfolglos mit einem Referendum gegen das
Epidemiengesetz gekämpft. Die Covid-19-Pandemie verlieh dem Netzwerk gemäss NZZ
«neuen Schub». Das Netzwerk sah sich als Stimme gegen die «Impfpropaganda» der
Behörden und gegen eine aus seiner Sicht drohende Impfpflicht. Prominentester
Exponent des als Verein organisierten Netzwerks war der Naturheilpraktiker Daniel
Trappitsch.

Die «Freiheitliche Bewegung Schweiz» war schon vor der Covid-19-Pandemie vom
ehemaligen Luzerner SVP-Politiker Richard Koller gegründet worden. Sie fand mit dem
Kampf gegen Maskenpflicht, Impfen und Einschränkungen des privaten und öffentlichen
Lebens ein neues Tätigkeitsfeld. Am 1. Dezember 2020 startete die Freiheitliche
Bewegung die Volksinitiative «Für Freiheit und körperliche Unversehrtheit», die sich
gegen eine Impfpflcht richtet. Andere Forderungen der Bewegung betrafen den Erhalt
des Bargelds oder die Möglichkeit für alle Gemeinden, autonom über die Einführung
des Mobilfunkstandards 5G zu entscheiden. Die NZZ charakterisierte die Bewegung im
März 2021 als «Sammelbecken für Menschen, die dem Staat grundsätzlich misstrauen
und sich durch seine <Machenschaften> bedroht sehen».

Die «Freiheitstrychler» traten im Herbst 2020 erstmals in Erscheinung. An
Protestkundgebungen gegen Covid-19-Massnahmen zogen sie mit ihren
unüberhörbaren Trycheln und den weissen Hirtenhemden in der Folge viel
Aufmerksamkeit auf sich, auch medial. Im Mai 2021 bestanden sie gemäss
Medienberichten aus rund 100 Personen, die grossmehrheitlich aus dem Kanton Schwyz
stammten. Ihr Gründer, der Schwyzer Andy Benz, ist SVP-Mitglied. 54
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